
Viertel jährlicher Abonnements Preis
für Halle und unſere unmittelbaren
Abnehmer 22 Sgr. Durch die reſp. Der Conrier. Jnferate für den Courier werden an

genommen: Jn Leipzig in der Buch
handlung von H. Kirchner, Unzver-

Wie Poſt Anſtalten uberall nur: ſitätsſtrafe, Paulinum. Jn Magſoll 26 Sgr. deburg in der Creutzſchen Sug-ber handlung, Breiteweg Nr. 156.lich.
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Jn der Expedition des Couriers. Redakteur Dr. Schadeberg.

M 68. Halle, Freitag den 22. März 1850.Nr. Hierzu eine Beilage.
r Benachrichtigung.19, Bei Ablauf des Vierteljahres wollen unſere geehrten Leſer ſich erinnern, daß die Pranumeration auf das zweite Quartal
lung dieſes Jahres, April bis Juni (mit 22' Sgr. bei unmittelbarer Abnahme von uns, mit 26 Sgr. bei Bezug durch
e ſich die Königl. Poſtanſtalten) noch vor Ende dieſes Monats zu entrichten iſt.
mit Ganz beſonders erſuchen wir unſere auswärtigen geehrten Leſer dies zu berückſichtigen und namentlich die Beſtellungen

unft bei den Königl. Poſtanſtalten ſo zeitig als möglich, jedenfalls aber noch in dieſem Monate, machen zu wollen.
Alle auf das allgemeine Intereſſe Bezug habende Verfügungen und Bekanntmachungen des Königl. Wohllöbl. Landraths-

Officium des Saalkreiſes werden auch fernerhin durch unſer Blatt zur öffentlichen Kenntniß gebracht werden.

Halle, den 21. März 1850. Expedition des Couriers.
Deutſchland.

Telegraphiſche Depeſche des Couriers.
Erfurt, d. 21. März. Das Volkshaus hat die

Geſchäftsordnung in Bauſch und Bogen angenommen.
Zu Vorſitzenden der Abtheilungen ſind gewählt: Speß-
hardt (aus Meiningen), Camphauſen, Manteuf-
fel, Langerfeldt (aus Braunſchweig), Branden-
burg, Schwerin, Thielau (aus Braunſchweig).

Berlin, d. 21. März. Der Fuürſt von Hatzfeld iſt
nach Erfurt, Se. Excellenz der Wirkliche Geheime Rath, Graf
von Renard, nach Groß-Strehlitz, und der General Major
und Commandeur der ten Jnfanterie-Brigade, von Brandt,
nach Erfurt von hier abgereiſt.
Burggraf im Konigreich Preußen, von Brünneck, iſt von
Trebnitz kommend nach Erfurt hier durchgereiſt.

Vor einiger Zeit iſt häufig von einer Note die Rede ge-
weſen, welche die ruſſiſche Regierung in Betreff der ſchleswig-
holſteiniſchen Angelegenheiten an das hieſige Kabinet erlaſſen
haben ſoll. Dieſe Gerüchte tauchen jetzt wieder auf. Nach den

über den fraglichen Gegenſtand angeſtellt haben, ſind alle darüber
in Umlauf befindlichen Mittheilungen unbegründet. Es ſoll
nämlich keine ruſſiſche Note hier eingelaufen, ſondern dem preu
ßiſchen Geſandten am ruſſiſchen Hofe nur eine mündliche Er-

Se. Excellenz der Ober

Erkundigungen, welche wir bei ſonſt gut unterrichteten Perſonen

genaue Beobachtung des Waffenſtillſtands und einen endlichen
definitiven Friedensabſchluß mit Dänemark als äußerſt wunſchens
werth hinſtellte.

Briefliche Berichte aus zahlreichen Gegenden Deutſch
lands beſtätigen die Vermuthung, daß das große deutſche Publi
kum den Munchener Verfaſſungsentwurf für todt betrachtet.
Die Hannoveraner namentlich theilen ſich ganz unumwunden
dahin mit, daß König Ernſt ſehr wohl gethan, eine hannoöverſche
Unterſchrift unter das Projekt nicht ſetzen zu laſſen.

Selbſt der Münchener Pius- Verein verwirft in bitterer
Kritik den Pfordtenſchen Entwurf zu einer „Uebereinkunft.“
Ueberall iſt dieſes Projekt auf ironiſche und humorſſtiſche Be
urtheiler geſtoßen nirgends hat man es fur ernſt gemeint auf
genommen und in ernſtliche Erwägung zu ziehen für angemeſſen
erachtet.

Ein neuer kurheſſiſcher Abgeordneter zum deutſchen
Verwaltungsrathe iſt in der Perſon des Prof. Wetzell an
Stelle des Hrn. v. Och s ernannt worden.

Zur Unterſtützung der bei den verſchiedenen Expeditionen
preußiſcher Truppen invalide gewordenen Soldaten und der An
gehörigen Gebliebener ſigd in allen Theilen der Monarchie
Sammlungen veranſtaltet worden, deren Ertrage zum Theil
ſehr betraächtlich ſind. Nach und nach gehen die Berichte über
die ſtattgehabte Vertheilung dieſer Summen ein. Jn der Re-
gel ſchwanken die Summen, welche als Unterſtützungen verge
den werden zwiſchen 100 und 50 Rihlrn. So iſt bei dem 30.
Jnfanterie- Regiment der Betrag von 2370 Rthlrn. vertheilt
worden. Davon hatten 13 Verwundete jeder 100 Rehlr. erzal

öffnung gemacht worden ſein, in welcher man ruſſiſcherſeit an ten, 9 Verwundete jeder 80 Rthlr., 4 jeder 50 Rthlr.
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Der Geh. Regierungs Rath Delbrück, welcher bekanntlich
in Betreff der öſterreichiſchen Zolleinigungsvorſchläge mit einer
Miſſion nach Wien betraut worden, dürfte, wie man uns mit-
theilt, ſeinen Aufenthalt in der Kaiſerſtadt wohl nicht lange
mehr ausdehnen. Die Unterhandlungen, die er bis jetzt mit
Hrn. von Bruck gepflogen, ſollen nicht allein zu keinem Reſul
tate geführt, ſondern ſogar die ziemliche Gewißheit ergeben ha
ben, daß an eine Verwirklichung der öſterreichiſchen Vorſchläge
vorerſt nicht zu denken iſt. Hr. Delbrück geht natürlich vom
Standpunkte des Zollvereins aus, Hr. v. Bruck hingegen will
vom Zollverein nichts wiſſen, vielmehr iſt er der Anſicht, daß
die Frage ohne eine Kongreß, an welchem Bayern, Württem-
berg und Sachſen ſich betyeiligen müßten, wohl nicht zu erledi-
gen ſei. Daß der öſterreichiſche Miniſter Abgeordnete der Re
gierungen gerade dieſer Länder zu den Verhandlungen zuziehen
will, wirft ein helles Licht auf den eigentlichen Kern der Zoll
einigungs-Vorſchläge. Sie ſind eine maskirte Batterie gegen
den Bundesſtaat. Kann man dem Bundesſtaate Stirn gegen
Stirn nichts anhaben, ſo verſucht mans auf einem Umwege.
Mit der Vernichtung des Zollvereins ware dem Bundesſtaate
allerdings eine tiefe Wunde geſchlagen. Und die Vernichtung
des Zollvereins iſt eben der langen Rede kurzer Sinn. Es be-
darf wohl faum der Bemerkung, daß Hr. Delbrück alle Vor-
ſchlaäge, welche auch nur im entfernteſten gegen den Zollverein
gerich tet ſein konnten, zuruckgewieſen hat.

Der Preuß. Staatsanzeiger enthält nachſtehenden Erlaß an
die ſämmtlichen Königl. General Kommiſſionen und die land-
wirthſchaftlichen Regierungs-Abiheilungen:

Die heilſamen Wirkungen, welche das Land von den jetzt publizir
ten neuen Geſetzen über die Ablöſung der Reallaſten, die Regulirung
der gutsherrlich bäuerlichen Verhältniſſe, die Errichtung von Renten
banken und die Ergänzung der Gemeinheitstheilungs Ordnung zu er
warten berechtigt iſt, ſind weſentlich von einer zweckentſprechenden,
umſichtigen Handhabung dieſer Geſetze ſeitens der ausführenden Be
hörden und deren Organe abhängig. Wenn nun auch gegenwärtig, wo
dieſe wichtige Aufgabe praktiſch ſchon geübten und bewährten Beamten
anheimfällt, die Schwierigkeiten, welche ſie darbietet, leichter zu über
winden ſein werden als dies in den Jahren 1811 und 1821 bei der
Ausführung der damals erlaſſenen Ablöſungs und Gemeinheitsthei-
lungs Geſetze geſchehen konnte, und wenn ich auch zu den jetzigen Aus
einanderſetzungs Behörden und deren Beamten das Vertrauen hege,
daß ſie von ſelbſt ſchon ihrer Pflicht eingedenk ſein und namentlich mit
allem Fleiß und Eifer die Auseinanderſetzungen zu fördern ſich bemü-

hen, mit der ſtrengſten Unparteilichkeit dabei nach allen Richtungen hin
verfahren und überhaupt den an ihre Wirkſamkeit jetzt geſtellten geſtei
gerten Forderungen, ſo weit es in ihren Kräften ſteht, entſprechen
werden, ſo kann ich doch nicht unterlaſſen, dieſelben zu dieſem Allen
noch beſonders hierdurch aufzufordern und ſie hierbei auf folgende Punk

te aufmerkſam zu machen. JJ. Das Bedürfniß einer ſchleunigen Ablöſung der Reallaſten und
Regulirung der gutsherrlich bäuerlichen Verhältniſſe iſt in einigen Pro
vinzen oder Gegenden größer als in den anderen. Es wird daher Auf
abe der Staatsregierung ſein, da, wo ein ſolches umfaſſenderes oder
ringenderes Bedürfniß obwaltet, auch kraftigere Mittel zu deſſen Be

friedigung zu beſchaffen und anzuwenden.
Die Zahl der ſchon in der nächſten Zeit eingehenden Anträge auf

Ablöſung und Regulirung wird einen ziemlich ſicheren Maßſtab für den
Umfang des Bedürfniſſes abgeben. Sollte ſich daher in der einen oder
anderen Provinz herausſtellen, daß die vorhandenen Arbeitskräfte, un
W im S. 108 des neuen Ablöſungs Geſetzes den Auseinander
etzungs Behörden beigelegten Befugniß, in den Angelegenheiten ihres

Reſſorts allen Staats oder Gemeinde Beamten Aufträge zu ertheilen,
dennoch zu einer gehörigen Förderung aller in Antrag gebrachten Re
gulirungen und Abloöſungen nicht genügen, ſo erwarte ich von der be
treffenden Auseinanderſetzungs Behörde Vorſchläge und Anträge zur
Beſeitigung dieſes Mangels. Andererſeits ſehe ich aber auch einer An
zeige darüber entgegen, wenn etwa in einem oder dem anderen Be
zirke, in welchem der Andrang auf Ablöſungen und Regulirungen min-
der groß iſt Beamte, die zur Bearbeitung ſolcher Geſchäfte qualifi
zirt ſind, auf kürzere oder längere Zeit entbehrt werden können.

Uebrigens iſt, vornehmlich da, wo die Auseinanderſetzungsgeſchäfte
ſich häufen, möglichſt darauf zu halten, daß die Bearbeitung oder doch

wenigſtens die Einleitung der einzelnen Auseinanderſetzungen in derReiyhenfolge geſchehe, in welcher die Provocationen t ſind.

II. Da die Feſtſtellung der Normalpreiſe und Normal Marktorte,
wo ſie nicht etwa ausnahmsweiſe unterbleibt (ek. H. 72 des Ablöſungs
Geſetzes) dem Ablöſungs und Regulirungs Verfahren vorhergehen
muß, ſo mache ich es den Auseinanderſetzungs Behörden wiederholt
zur Pflicht, auf die ſchleunige Beendigung dieſes Geſchäfts mit allem
Cifer hinzuwirken. Die dazu erforderlichen Anweiſungen ſind von mir
bereits in den Jnſtructionen vom 4. Juni und 7. Dezember v. J. er
theilt. Jn Bezug auf den Zuſatz der Cirkular Verfügung vom 7. De
zember zu Nr. II. 3 und 4 der Jnſtruction vom 4. Juni v. J. bemerke
ich noch, daß, nachdem die dort erwähnten Vorſchläge der Kommiſſion
der zweiten Kammer nunmehr in den F. 14 und 83 des Ablöſungs
Geſetzes Aufnahme gefunden und Geſetzeskraft erhalten haben die Feſt
ſtellung von NVormalſätzen für die in Rede ſtehenden Gegenſtände, ſo
fern ſich die Ausführbarkeit und das Bedürfniß hierzu herausſtellt, in
Gemäßheit der näheren Anweiſung in der Cirkular Verfü ung vom
7. Dezember v. J. erfolgen muß, ohne daß eine weitere Verfügung des
Miniſteriums einzuholen iſt.

III. Zu einer richtigen Auffaſſung des Geiſtes der neuen Geſetze
und zur gehörigen Deutung ihrer einzelnen Beſtimmungen bietet ſich
den Behörden in den Motiven der Regierung,

Hülfe daher etwanige Zweifel über tie Jnterpretation in der Regel
leicht zu beſeitigen ſein werden. Jch muß aber zugleich den erkennen-

den Behörden dringend empfehlen dergleichen zweifelhafte Fragen,
insbeſondere ſolche, welche auf die Prinzipien ſener Geſetze ſich beziehen,
gleich bei ihrem erſten Vorkommen, wo möglich im verfammelten Kol-
legium in refflichſte Erwägung zu nehmen, damit ein Wechſel in deren
Entſcheidung ſo viel als thunlich vermieden werde. Zu leichem Zwecke
werde ich auch Sorge tragen Entſcheidungen ſolcher ragen in den
höheren Jnſtanzen ſofort zur Kenntniß der Auseinanderſetzungs Behör
den bringen zu laſſen.

IV. Nachdem durch die neuen Geſetze, unter Aufhebung des Siſti
rungs Geſetzes vom 9. Oktober 1848, die in Anſehung der Reallaſten
zwiſchen den Berechtigten und Verpflichteten obwaltenden Rechtsverhält
niſſe jetzt definitiv geordnet und hierbei namentlich den Verpflichteten zur
Abbürdung jener Laſten weſentliche Erleichterungen zugeſichert worden
ſind, können die Verpflichteten aus der Lage der Geſetzgebung keinen Vor
wand ferner entnehmen, ſich der Erfüllung ihrer Verbindlichkeiten gegen
die Berechtigten zu entziehen. Wo dies daher aus dieſem oder irgend
einem anderen Srunde bisher geſchehen iſt, wird fortan den Klagen und
Executions Anträgen der Berechtigten ſeitens der kompetenten Behörden
überall wieder geſetzliche Folge zu geben und ſo auf die Wiederherſtellung
eines geordneten Rechtszuſtandes mit allem Ernſt hinzuwirken ſein.

Jch empfehle aber den Auseinanderſetzungs-Behörden, da, wo der
gleichen Anträge der Berechtigten auf Beitreibung rückſtändig verbliebe
ner Abgaben oder Leiſtungen ihrem Reſſort anheimfallen, ſtets zugleich
bemüht zu ſein, gütliche Einigungen zwiſchen den Parteien zu vermitteln,
weil ſonſt bei ſtrenger Verfolgung des Rechts, mancher Berpflichtete der
ſich unbeſonnenerweiſe durch die bisherigen Zeitverhältniſſe hat verleiten
laſſen mit ſeinen Leiſtungen für eine längere Dauer im Rückſtande zu
bleiben, dem völligen Ruin, oft ſelbſt zum Nachtheil des Berechtigten,
entgegengeführt werden würde. Die neuen Ablöſungs- Geſetze bieten zu
einer ſchonenden Behandlung ſolcher Verpflichteten ein ſehr geeignetes
Mittel dar, indem ſie vorſchreiben

daß Rückſtände, welche den doppelten Betrag der ermittelten Jahres
rente nicht überſteigen, durch Vermittelung der Rentenbank abgelöſt
werden können, inſofern beide Theile hierüber einig ſind. (ckr. S. 99.
des Ablöſungs Geſetzes und g. 10. des Rentenbank-Geſetzes.)

Auf die Herbeiführung ſolcher Einigungen wird daher von den Auseinan
derſetzungs-Commiſſarien möglichſt hinzuwirken ſein. Da aber nach den
angeführten geſetzlichen Beſtimmungen höchſtens nur für zweijährige Rück
ſtände eine ſolche erleichternde Ablöſung zuläſſig iſt, ſo werden diejenigen
mit ihren Leiſtungen bisher ſäumig geweſenen Verpflichteten, welche jener
Wohlthat der Geſetze ſich theilhaftig machen wollen, vor allen Dingen
darauf bedacht ſein müſſen fortan wenigſtens ihre laufenden Abgaben
und Leiſtungen an die Berechtigten bis zur Ablöſung wieder prompt und
unweigerlich abzuführen, damit der Betrag der Ruckſtände ſich ſo wenig
als möglich über jenes Maaß der Ablösbarkeit hinaus anhäufe. Hierauf
die Verpflichteten durch Belehrung aufmerkſam zu machen erſcheint nicht
nur in deren eigenem Jntereſſe, ſondern auch in dem der Berechtigten,
und überhaupt zur Wiederherſtellung eines geordneten Rechtszuſtandes von
der größten Wichtigkeit, und weiſe ich daher die Auseinanderſetzungs Be
hörden an, dergleichen Belehrungen in geeigneter Form hauptſächlich in
denjenigen Gegenden ihrer Bezirke ſchleunigſt zu veröffentlichen, in wel
chen die Verpflichteten in der letzteren Zeit ſich die Verweigerung der Ab
gaben und Leiſtungen zur Gewohuheit haben werden laſſen.

4 in den Berichten derKommiſſionen der beiden Kammern und in den ſenogeappiſene Ver

handlungen der letzteren das reichhaltigſte Material dar; mit deſſen
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Die hiernach erlaſſenen Bekanntmachungen ſind dem Miniſterium
einzureichen. Berlin, den 12. März 1850.

Für den Miniſter für land wirthſchaftliche Angelegenheiten.
Jm Allerhöchſten Auftrage.

(gez.) von Manteuffel.
Erfurt, d. 19. März. Unter den Vorlagen des Ver

waltungsraths befindet ſich auch der Entwurf der allgemeinen
Geſchäftsordnung für beide Häuſer des Parlaments. Der
ſelbe ſchließt ſich faſt durchgehends an das Reglement für die
preußiſchen Kammern an. Beide Häuſer wahlen einen Pra
ſidenten und zwei Vicepraäſidenten zuerſt auf vier Wochen,
dann für die übrige Dauer des Reichstags. Das Stagaten-
haus wird durch das Loos in fünf, das Volkshaus in ſieben
Abtheilungen getheilt; von dieſen werden die Ausſchüſſe ge
wählt, welche in der Regel alle Vorlagen und Antrage für die
Berathung im Plenum vorzubereiten haben. Die Berichte der
Aus ſchüſſe müſſen wenigſtens 24 Stunden vor dieſer Berathung
gedruckt in den Händen aller Mitglieder ſein. Die Oeffent
lichkeit der Sitzungen kann nur auf Antrag des Verwaltungs-
raths zum Zwecke vertraulicher Mittheilungen oder auf Antrag
von wenigſtens 20 Mitgliedern ausgeſchloſſen werden. Die
Reihefolge der Redner beſtimmt das Loos. Anträge auf na-
mentliche Abſtimmung müſſen von wenigſtens 50 Mitgliedern
unterſtützt werden. Neu iſt die Beſtimmung, daß Mitglieder
wegen ordnungswidrigen oder unwürdigen Verhaltens in oder
außer dem Hauſe ausgeſchloſſen werden können. Zu einem ſol-
chen Beſchluß iſt eine Mehrheit von mehr als zwei Dritteln
erforderlich und die Verhandlung findet bei geſchloſſenen Thü
ren ſtatt. Was das Geſchäftsverhältniß der Häuſer unter ſich
und zu dem Verwaltungsrathe betrifft, ſo iſt der Verwaltungs-
rath die Behörde, welche mit dem Reichstage zu verhandeln
hat. Er beſtimmt Commiſſare, welche das Recht haben, den
Verhandlungen beider Häuſer beizuwohnen und jederzeit von
denſelben gehört zu werden. Dieſelben ſind zugleich verpflich
tet, auf Verlangen eines jeden der Häuſer in demſelben zu er-
ſcheinen und Auskunft zu ertheilen oder den Grund anzugeben,
weshalb ſolche nicht ertheilt werden könne. Wenn die beiden
Häuſer die Reviſion des Verfaſſungsentwurfs beendigt haben
und abweichende Beſchlüſſe noch beſtehen geblieben ſind, ſo tre
ten die beiden Verfaſſungsausſchuſſe zuſammen, um durch wei-
tere Berathung eine völlige Uebereinſtimmung beider Häuſer
möglichſt zu erleichtern. Auch in andern Fällen findet bei einem
Diſſens beider Häuſer eine Conferenz der betreffenden Ausſchüſſe
zum Behuf der Verſtändigung ſtatt.

Poſen, d. 18. März. Bei der heute ſtattgefundenen
Neuwahl eines Deputirten für das Erfurter Parlament iſt der
Kandidat des Vereins für König und Vaterland, Konſiſtorial
rath Cranz, mit 70 gegen 43 Stimmen gewählt worden. Der
Kandidat der Gegenpartei war Major v. VoigtsRhetz, welcher
beſonders ſeitens der Wahlmänner vom Lande unterſtützt wur
de. Die übrigen Poſener Kandidaten waren vor dem Beginne
der Wahl zuruckgetreten.

Swinemünde, d. 165. März. Am heutigen Tage iſt
das erſte Dampfſchiff mit archimediſcher Schraube, beladen
mit Stückgütern, hier glücklich von Newcaſtle angekom-
men. Das Schiff heißt Conſide, Kapitain Spence, und hat die
Reiſe von England trotz der großen Stürme in ſieben Tagen
gemacht. Dieſem erſten Schrauben Dampfſchiff, was in den
vaterländiſchen Hafen einlaäuft, werden noch zwei andere folgen,
die gleichfalls Güter geladen haben.
Stralſund, d. 15. März. Mit den Arbeiten auf dem
Daänholm, wo ein Kriegshafen zweiten Ranges errichtet wird,
geht es ununterbrochen und fleißig vorwärts. Die Verſchan-
zungen und Vertheidigungspunkte gegen feindliche Schiffe ſind
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groößtentheils ſo weit vollendet, daß
brauchen. Der Durchſtich zum Hafen wird aber noch viel Mühe

ſie nur armirt zu werden

und Arbeit koſten es iſt daher kaum anzunehmen, daß zum
nachſten Jahre der Hafen für tie Aufnahme der Schiet n. W fnahme der Schiffe ſchon

rankfurt a. M., d. 18. März. Es iſt bekannt, daFürſt Gortſchakoff ſich als ruſſiſcher Weſen bei der dec
ſchen Bundeskommiſſion anmelden ließ. Auf Verlangen der
Commiſſion legte derſelbe eine übliche Copie ſeines Ereditivs
vor, und da dieſes ſeiner Faſſung nach in der Ordnung befun
den wurde, ſo ſtand ſeinem Geſuche um feierliche Audienz bei
der Bundescommiſſion nichts entgegen. Solche Audienz iſt die
Eröffnung der geſandtſchaftlichen Funktion und ſie beginnt nach
Völrkerrecht und Sitte allerwärts damit, daß der neue Diplomat
ſich durch Ueberreichung ſeiner geſandtſchaftlichen Creditive in
Originali als Bevollmächtigter ausweiſe. Herr v. Gortſchakoff
glaubte die ihm verwilligte Audienz zu politiſchen Eröffnungen
verwenden zu können und begann mit einer Rede, deren Jnhalt
die Anſicht des ruſſiſchen Cabinets und deſſen Wünſche in Be
treff der ſchleswigſchen Frage ausmachte. Jmmerhin konnte die
ruſſiſche Auffaſſung dieſer Frage für Deutſchland von Intereſſe
ſein. Vor Ueberreichung ſeiner Ereditive konnte jedoch der Vor
trag des Hrn. v. Gortſchakoff kaum anders erſcheinen als die
Argumentation eines Privatpolitikers, als die Diſſertation zu
einer Promotionsfeierlichkeit. Da es Hrn. v. Gortſchakoff nicht
gelang, die erſte deutſche Behörde für die ruſſiſche Anſicht über
die daniſche Frage zu gewinnen, ſo erklärte er ſchließlich (Hoört!)
„nur wenn den drei Wünſchen Rußlands in Betreff Schleswigs
entſprochen werde, könne er ſeinen Geſandiſchaftspoſten durch
Ueberreichung der geforderten Creditive eröffnen.“ Und welches
ſind die Zugeſtaändniſſe, welche Grotſchakoff gemacht haben will
1) Anerkennung des Barons v. Bülow als offiziellen Vertreter
des daäniſchen Königs in ſeiner Eigenſchaft als Herzog von Holſtein und Lauenburg. 2) Anerkennung der daniſchen Laß

ſtillſtandsconvention und der Friedenspräliminarien vom 18. Juli
1848 durch den deutſchen Bund, und 3) Anweiſung an Preu
ßen, auf den Grund der Friedenspräliminarien (und nicht der
Bundesbeſchlüſſe vom Jahr 1846) einen definitiven Frieden mit
Dänemark abzuſchließen. Alſo: ehe und bevor ſich Rußland
mit dem deutſchen Bunde nur einläßt, verlangt es das völlige
Niederſchlagen deutſcher Jntereſſen in Schleswig. Das ware
freilich ein Sieg Rußlands ſchon vor der Kriegserklärung und
eine Niederlage Deutſchlands vor der Schlacht: „Ia deroute
sans phrase“, wie ſich ein ruſſiſcher Diplomat ſeiner Zeit in
Konſtantinopel ausdrückte, oder wie Pozzo di Borgo einmal
durch den Grafen Orlow nach Petersburg ſchreiben ließ: Alle
unſere Conferenzen werden zu Diners, da man uns mit ſonſt
nie gekannter Zuvorkommenheit alle möglichen, ja faſt unmoögli
chen Zugeſtändniſſe macht.“ Von der deutſchen Bundeskommiſ
ſion ſcheint Hr. v. Gortſchakoff nicht einen gleichen Bericht nach
Petersburg ſchicken zu konnen, und Deutſchland iſt doch noch
ein anderes Land, als wozu es die ſchlaffe Zeit manches Jahr
zehends gern abſichtlich herabgeſchafft hätte. Oeſterreich iſt mit
Preußen darüber einig, daß, ehe Gortſchakoff ſich als Geſandter
legitimirt habe, mit ihm nicht mehr zu verkehren ſei; daß aber
auch nach Ueberreichung der Ereditive ein ſolches Auftreten mit
Bedingniſſen ſeine gehörige Zurechtweiſung zu erhalten habe.
Wenn Gortſchakoff daher Luſt haben ſollte, etwas Deutſches zu
vernehmen, ſo mag er ſeine Vollmacht vorlegen, und alsdann
ſeine Eröffnung machen. Die deutſche Ehre wird Zumuthungen
dritter Staaten nie zulaſſen, geſchweige ſich Conditionen vor
ſchreiben laſſen. Jn ſolcher Sprache mag Rußland anderwärts
wohl ſchon geredet haben, in Deutſchland aber iſt Das nicht
zuläſſig. Das Benehmen der Bundescommiſſion wird daher
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dei den patriotiſchen Deutſchen aller politiſchen Meinungsver
ſchiedenheiten die rechte Anerkennung gefunden haben. (Fr. J.)
Frankfurt, d. 19. März. Sicherm Vernehmen nach
hat der kaiſerl. öſterr. bevollmächtigte Miniſter bei der freien
Stadt Frankfurt, Frhr. v. Menshengen, heute officiell dem
älteren Herrn Bürgermeiſter v. Heyden eine Abſchrift der von
dem kaiſerl. königl. Miniſterpraſidenten, Herrn Fürſten von
Schwarzenberg unterm 13. März an die Geſandten von Bay
ern, Sachſen und Württemberg zu Wien gerichteten und den
Vorſchlägen in der Münchener Uebereinkunft dieſer drei Regie
rungen vom 27. Februar vollkommen zuſtimmenden Note mit-

etheilt, auch zugleich bei dem Senat die Annahme dieſer Vor-
chläge bevorwortet. Aus dem Schlußſatz jenes Aclenſtückes iſt

zu erſehen, daß das öſterreichiſche Cabinet bei Preußen und bei
allen übrigen Bundesgenoſſen mittelſt Circulardepeſche vom 14.
März denſelben Antrag geſtellt hat. O. P. 3.)

Herr v. Büülow, von dem König von Dänemark zum Be
vollmachtigten für Holſtein und Lauenburg bei der Bundescen-
tralcommiſſion ernannt, bei dieſer jedoch noch nicht accreditirt,
iſt geſtern Morgen von hier nach Kopenhagen zurückgereiſt.
Die bisher hier befindliche Flagge und Wimpel der im ietzten
Krieg gegen Dänemark eroberten Schiffe „Chriſtian VIII.“ und
„Gefion“, ſind auf Anordnung der Bundescentralcommiſſion in
das Zeughaus der Reichsfeſtung Mainz gebracht worden, um
dort aufewahrt zu werden.

Karlsruhe, d. 18. März. Der münchener Ent-
wurf hat hier zu Lande viel böſes Blut gemacht und eine un
erwartet günſtige Stimmung für Erfurt hervorgebracht. Daß
Baden in dem Entwurfe ſo ganz und gar als ſelbſtſtandige
Exiſtenz negirt iſt, das macht denn doch den badiſchen Local
patriotismus ein wenig bedenklich. Auch am Hofe ſelbſt ſcheint
ein Umſchlag der Stimmung eingetreten zu ſein vielleicht hätte
ohne dieſe plötzliche Wendung die Kammerverhandlung über die
deutſche Frage eine andere Haltung gehabt. Jn dieſen Ta-
gen wird der Prinz von Preußen erwartet. Heute trifft er
in Heidelberg ein.

Gotha, d. 16. März. Die Verſchärfung der Paßcon-
trole zum Schutze des Reichstages verbreitet ſich jetzt in Folge
eines Rundſchreibens der preußiſchen Staatsregierung über ganz
Thüringen. Denn nicht allein, daß durch öffentlichen Anſchlag
der Polizeibehörden Jeder darauf aufmerkſam gemacht wird, ſich
mit einem Paſſe zu verſehen, wenn er Erfurt beſuchen will,
ſoll auch bei Ertheilung ſolcher Päſſe mit der größten Vorſicht
und Strenge verfahren werden.

Braunſchweig, d. 17. März. Unſere Abgeordneten-
Verſammlung iſt geſtern bis zum 1. Dezember d. J. vertagt
worden.

Bremen, d. 18. März. Der wegen der Wahl zum
Staatenhauſe zwiſchen dem Senat und der Bürgerſchaft ent-
ſtandene Conflict iſt ungelöſt geblieben. Der Senat allein hat,
in Uebereinſtimmung mit einer wenn auch ſehr bedeutenden Mi-
norität der SBürgerſchaft (103 Stimmen gegen 113), geſtern
die vertragsmäßig vorgeſchriebene Wahl zum Staatenhauſe vor
genommen und den Senator Duckwitz zum Vertreter unſers
Freiſtgats im Erfurter Staatenhauſe ernannt. Die Majorität
der Bürgerſchaft hat gegen dieſe Wahl ſowie gegen die zum
Volkshauſe Verwahrung eingelegt. Die Verwahrung dieſer
Partei hat übrigens die ſchon ſeit längerer Zeit gewahlten Wahl-
männer nicht abgehalten, heute auch die Wahl zum Wolkshauſe
vorzunehmen. Dieſe Wahl iſt auf Hrn. F. Winkelmann ge-
fallen, einen der kaufmänniſchen Sachverſtaäntigen, welche bei
den in Frankfurt a. M. von Seiten des Reichshandelsminiſte-
riums ver anſtalteten Berathungen über die Zoll Und Handels-
verhältniſſe im bremiſchen Intereſſe thätig waren.

Serai zurückgezogen.

Lübeck, d. 18. März. Dem Vernehmen nach hatte der
Senat zuvörderſt in geheimer Sitzung an die Bürgerſchaft die
Erklärung gerichtet, daß er in dem neuerdings einſeitig erfolg
ten Rücktritte der hannoverſchen Regierung von dem am 26. Mai
1849 geſchloſſenen Bündniß keine hinreichende Veranlaſſung er
blicke, um mit der Bürgerſchaft ſchon jetzt in Erwägung zu
ziehen, ob von dem bei dem Anſchluß Lubecks an jenes Bund
niß gemachten Vorbehalte, ſoweit ſich derſelbe auf den Rücktritt
einer der drei urſprünglich paciscirenden Regierungen beziehe,
Gebrauch zu machen ſei. Die Burgerſchaft hat hierauf be
ſchloſſen, dem Senate zu erwidern, daß auch ſie ungeachtet des
Rücktritis Hannovers zur Geltendmachung der bei Genehmigung
des Beitritts Lübecks zum Bündniſſe vom Bündniſſe vom
26. Mai 1849 von ihr gemachten Vorbehalts zur Zeit keine
Veranlaſſung erkenne.

Schleswig, d. 17. März. Vorgeſtern fand wieder eine
Generalverſammlung der Committirten ſaämmtlicher Dorſſchaften
der Landſchaft Angeln zu Süderbrarup ſtatt, wo denn aber
mals einſtimmig der Beſchluß gefaßt wurde, daß man nur die
Statthalterſchaft als dermalige rechtmäßige Regierung Schles
wig-Holſteins anerkenne, alle Verfügungen ſelbiger mit Gut und
Blut zur Ausführung zu bringen ſich eifrigſt beſtreben werde.

Wien, d. 18. Marz. Der „Lloyd“ meldet: „Gegenwaär
tig befinden ſich hier Deputationen aus den böhmiſchen Städten
Reichenberg und Friedland im Verein mit der preußiſchen Stadt
Görlitz (preußiſcherſeits der Graf von Loöben, Stadtrath Köhler
und Oracletz), welche die Konzeſſion zu einer Eiſenbahn Ver
bindung zwiſchen Reichenberg, Goörlitz und Pardubitz, d. h. zwi
ſchen Trieſt und Stettin über Wien, erbitten, und die Frem-
den nehmen, dem Verlauten nach, im Allgemeinen keine un-
günſtigen Hoffnungen mit zurück, da die hohe Staats Regie-
rung das Bedürfniß einer Bahn nach Reichenberg, der gewerb-
reichſten Stadt Böhmens, richtig erkannt und gewurdigt zu
haben ſcheint. Demnächſt ſoll auch die Königl. ſachſiſche Re
gierung die Konzeſſion zum Bau einer Eiſenbahn von Zittau
nach Reichenberg auf eigene Koſten bereits ertheilt haben, was
man früher deshalb entſchieden in Abrede ſtellte, weil die Rei-
chenbachZittauOresdener Bahn eine Konkurrenz Bahn der
Prag- Dresdener genannt wurde.“

Der offiziellen Prager Zeitung wird aus Wien berichtet:
Mit ziemlicher Beſtimmtheit verſichert man in wohlunterrichteten
Kreiſen, daß der jetzige Oberſthofmeiſter des Kaifers,
F.M.-L. Fürſt Karl Liechtenſtein ſein Amt niederlegen und an
ſeine Steüe F.-Z.-M. Jellachich ernannt werden wird. Ob da-
mit auch ſein Rücktritt von dem Amt eines Ban von Kroatien
verbunden iſt, iſt noch unbeſtimmt.

Vom adriatiſchen Meere, den 14. März. Aus
Griechenland lauten neueſte Nachrichten nichts weniger als
beruhigend. Die Engländer machen große Schwierigkeiten bei
der Herausgabe der eingebrachten Schiffe, und da das Schwert
noch immer über dem Haupt ſchweben bleibt, ſo liegen Handel
und Schifffahrt gelähmt danieder. Man fürchtet allgemein, daß
die politiſche Selbſtändigkeit des jungen Staates untergraben
iſt, und man ſcheint in Athen wahrhaft ſich mit dem Gedanken
vertraut zu machen, Rußland die Schutzherrlichkeit anzubieten
und um eine Regierung von Petersburg aus nachzuſuchen. Koö-
nig Otto ſei geneigt abzudanken, und man würde alsdann das
Schickſal des Landes dem allgemeinen Stimmrechte des Landes
zur Entſcheidung vorlegen. Jn Bosnien brennt der Auf-
ſtand lichterleh. Travnik, die Hauptſtadt, wird von den Jn-
ſurgenten belagert und der Paſcha hat ſich mit ſeinen durch De
ſertion auf 4000 Mann geſchmolzenen Truppen nach Bosnien

Das Beiſpiel ſteckt an und der Erfolg
ermuntert. Die Herzegowina, wo ganz die gleichen Ver-



hältniſſe obwalten wird nicht zurückbleiben und bei der erſten
Annäherung der bosniſchen Jnſurgenten losbrechen. Bei ſolcher
Sachlage handelt Oeſterreich weiſe, ein ſtarkes Obſerva-
tionscorps längs der dalmatiſchen Grenze aufzuſtellen. Schon
ſeit mehreren Tagen geſchehen außerordentliche Militärtransporte,
und die bereits abgeſandte Macht muß wenigſtens 15,000 be-
tragen. Die Dinge in Cattaro hatten nur locales Jntereſſe
und die Ordnung und Unterwerfung iſt dort vollkommen und
mit geringen Kräften hergeſtellt worden. Die Ankunft des
Kaiſers zur Grundſteinlegung des Bahnhofes in Trieſt iſt
officiell auf den 14. künftigen Monats angeſagt. Man ſcheint
angeſtrengte Anſtalten zu einem würdigen Empfarge treffen zu
wollen, wobei jedoch die italieniſche Partei auffallende Theil-
nahmloſigkeit an den Tag legt.

Frankreich.
Paris, d. 17. Maärz. Der heutige Napoleon enthält

einen wichtigen Artikel. Er zeigt an, daß der Praſident der
Republik entſchloſſen iſt, im Verein mit der Majorität
der Nationalverſammlung der ſocialiſtiſchen Bewegung
zu widerſtehen und derſelben keineswegs Conceſſionen
zu machen. „Die Pariſer Wahl iſt ein in die Tiefen der
Geſellſchaft gefallener Lichtſtrahl. Das Uebel hat ſich offenbart
und vor dieſer Offenbarung ſind alle politiſchen Zwiſtigkeiten
verſchwunden. Der 10. März hat das Band der beiden gro-
ßen Staatsgewalten enger geſchloſſen und ihre Eintracht beſie-
gelt. Dies iſt nicht das erſte Mal, daß unkluge Gegner der
Sache dienen, die ſie bekämpfen wollen. Es handelt ſich jetzt
nicht darum zu wiſſen, wer Miniſter ſein wird, ſondern darum,
was das Miniſterium im Einvernehmen mit der Nationalver-
ſammlung thun wird. Der feſte Entſchluß iſt allgemein, der
Geſellſchaft alle diejenigen Garantieen zu geben, deren ſie gegen-
wärtig mehr als je bedarf und die ſie das Recht hat den Tag
nach einer Ueberrumpelung zu fordern, die zwar durch Neben-
umſtände herbeigeführt worden iſt, die jeoch, wenn man nicht
darauf achtete, eines Tages die allgemeine Sache der Ordnung
und der Civiliſation in Gefahr bringen könnte.

Der Praſident der Republik hat dem Cardinal Dupont
einen Brief für den heiligen Vater zugeſandt, in welchem er
verkündigt, ſeine Regierung, geſtützt auf die Zuſtimmung der
Mehrheit der geſetzgebenden Verſammlung, werde, ſo lange der
Papſt es für nöthig erachte, die erforderliche Unterſtützung der
franzöſiſchen Truppen zur Aufrechthaltung ſeiner Autorität in
Rom ihm zur Verfügung laſſen. Durch ſeinen Brief wollte
Der Präſident die Beſorgniſſe Pius IX., der den Ereigniſſen in
Frankreich Schritt um Schiitt folgt, beſchwichtigen.

Das vollſtändige Reſultat der Departements-Wahlen, wie
es jetzt offiziell mitgetheilt wurde, iſt folgendes: Gemäßigte:
Allier: Duſour; Ardeche: de la Tourette; Arriège: General
Pelet Cher: Poile-Desgranges und Voigué; Ober-Pyrenäen:
de Goulard; Oberrhein: Dollfuß und Migeon; Loire: Anglis
Var: Siméon. Sozialiſten: Niederrhein: Gerard, Vidal,
Valentin Laboulaye und Hochſtuhl; Ober-Vienne: Ducoux
Ober-Loire: Maigne; Oberrhein: Keſtner; Loire und Cher:
d'Etchegoyen Nièvre: Ch. Gambon Laone und Loire Esqui-
ros, Madier de Montjau, Charaſſin, Buvignier, Hennequin

Dain Var: Clavier. Alſo unter 28 Erſatzwahlen 10 Ge-
mäßigte.

Großbritannien und Jrland.
London, d. 16. März. Lord Stanley ventilirte ge

ſtern im Oberhauſe abermals die griechiſche Frage. Marquis
v. Lansdowne erklärte, daß die Neſſelrode'ſche Note nur durch
Nachlaſſigkeit oder Treuloſigkeit eines ruſſiſchen Beamten in die

Preſſe gelangt ſein könne. (Globe giebt deutlich zu verſtehendaß Hr. v. Kiſſeleff der Beamte ſei, der die Note dem W

nal des Débats“ und der „Times“ mitgetheilt habe.) Ferner
bemerkte er, daß erſt am 5. Februar das franzöſiſche Vermitte
lungs Anerbieten förmlich gemacht worden ſei, und an dem-
ſelben Tage der Courier, der am 19. in Athen ankam, abging;
Lord Palmerſton habe ſomit keine Zeit verloren, wie man ihm
vorwerfe.

Lord John Ruſſell zeigte geſtern poſitiv an, daß er im
Namen der Regierung nach den Oſterferien eine Bill, die Auf
hebung des Amtes eines Lord-Lieutenants in Jrland betreffend,
vorlegen werde.

Die kaliforniſch kamtſchadaliſche Nachricht über Kapitain
Franklin hat ſich, wie ſich vermuthen ließ, nicht beſtätigt, in
Liverpool ſind vielmehr Briefe eingegangen, welche es außer
Zweifel ſtellen, daß das Ganze eine Erfindung war.

Der Prozeß Görlitz.
Darmſtadt, d. 18. März. Jn den heutigen Sitzungen

des Schwurgerichis im Proceß Goörlitz ſtellte der Vertheidiger
des Johann Stauff noch einige Fragen an den Zeugen Kutſcher
Schambs, wegen der vermißten Schlüſſel zu dem Vor und
Wohnzimmer der Gräfin, wegen eines Streits zwiſchen dem
Zeugen und dem Angeklagten ec, was Erſteren veranlaßte, eines
Geſprachs zwiſchen ihm und der Geliebten des Letzteren zu ge-
denken, dem zufolge ſich dieſe über ihren Liebhaber, den Vater
ihres Kindes beſchwert habe, well er nichts fur daſſelbe thue.
Er, Zeuge, habe dieſem Frauenzimmer den Rath ertheilt, zu
verhindern, daß ſie von ihrem Liebhaber zum zweitenmal Mut
ter werde. Dr. med. Heumann wurde befragt, ob die Gräfin
ſich in ſeiner Gegenwart geäußert habe, wie es bei ihrem Ab-
leben in Bezug auf die Behandlung ihrer Leiche c. gehalten
werden ſolle. Zeuge bejahte dieſe Frage, ſie habe ſich in ſeiner
Anweſenheit oder ihm gegenüber dahin ausgeſprochen daß ihre
Leiche nicht der Section ausgeſetzt werden ſolle Zeuge erklärte
die Abneigung der Grafin gegen dieſen Act aus ihrer Jndioi-
dualitaät, beſonders aus ihren religiöſen Anſichten. Es wurden
nun die Zeugen vernommen, welche bei der Auffindung der Leiche
gegenwärtig geweſen. Der letzte Zeuge, Kammerherr Riedeſel,
Freiherr v. Eiſenbach, bezeugt, im Einklang mit den übrigen
Zeugen, viele Wahrnehmungen, auch den aufrichtigen Schmerz

des Grafen, der nicht erkünſtelt geweſen; er habe an jenem
Abend Aeußerungen vernommeg, deren Sinn geweſen ſei, daß
die Grafin keines natürlichen Todes geſtorben ſei, er ſelbſt ſei
geneigt geweſen, an einen Zufall zu glauben dieſen Eindruck
habe er mit ſich genommen. Die bemerkten Kohlen kamen dem
Zeugen ähnlich denen aus Kohlenmeilern vor. Der Verdacht
der Schuld, welchem ſich der Graf durch ſeine Bemüpungen,
die Secirung der Leiche ſeiner Gattin zu verhindern, gleich An
fangs ausſetzte, ſchwindet immer mehr, und Viele, welche die
ſen Verdacht nährten, thun ihm nun im Stillen Abbitte.

Fonds und Geld Cours.
Berlin den 20. März.

3f. Brief. Geld. 8f. Brief. Bed.Pr. freiw. Anl. 5 106 1057/, pomg, pfuder. 96
St. Schuldſch. 3 87 867 K. u. Nm. do. S 35

t a 103 r 7 3 95ur u. Neum. o. Lt. S. garant. do. 3 Sr 104 pr. Bk.-A. vSch. 35 94
do. do. 3 7Wſtpr. Pfandbr 35 91 9o Friedrichsd'or 137 13

Greoßh Poſ. do. 4 100, And. Goldm. àdo. do. 3 91 80 5 12 12Oſtpr. Pfandbr. 3 33 Diescontso l h
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Leipzig, den 29. März.
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do. do. von 500 u. ſcheine à 3 in
200 à 5 105 pr. Cour. pr. 100do. do. kleinere k. öſterreich. Met.Königl. ſächſ. Land pr. 150 fl. Conv.

reutenbriefe à 3/, à 5 lauf. Zinſenſo im 14 à 4 à 103 9/, imvo 1000 u. 500 490 àas 14
kleinereAct. d. eh. ſächſ.bair. Pr. Frsd'or à 5EE.C. bis Mich. 1855 idem auf 100

à 4 ſpäter à 3 And. ausl. Louisd or
v. 100 s à 5 nach geringeKönigl. pr. Steuer rem Ausmünzfuße

CreditKaſſenſch. à auf 100 123 im 26 fl. F. Conv.Spec. u. Gld.v. 1000 u. 500 86 auf 1001 Skleinere idem 10 u. 20 Kr.eeipz. Stadt Obli auf 100 2gationen à 3 im ctien der W. B. pr.
14 F. St. à 103 Sv. 1000 u. 500 95 eipz. Bank Actien
kleineren T à 250 pr. 100 152do. do. 4/, l101 Eeyz. Dresd. Eiſen

Sächſ. erbl. Pfand bahnAct. à 100
briefe à 3 pr. 100 110,von 500 90 ächſ. Schleſ. do.von 100 u. 25 S S pr. 100 933s 4 n 100 e. -Sitt. do. pr. 100 25von 100 u. 25 Magd. Leipz- Div.

Sächſ. lauſ. Pfand- Scheine do. pr. 100 214
briefe à 3 86 (Themn.Rieſ. E.A.Sächſ. do. do. à P 1 95 à 1004 z. 3. zinslos 25

Getreidepreiſe.
(Rach Berliner Scheffel und preuß. Gelde.)

Berlin, den 20. März.
Weizen nach Qualität 48——54
Roggen loco 25--26/,

pr. Frühjahr 24 Br. 24 bz. u. G.
Mai Juni 242, Br. 24 G.
Juni Juli 25 Br. 25/, G.
Juli Auguſt 26 Br. 25 à G.

September October 27 26 bz.
Gerſte, große loco 20—-22

kleine 17--19
Hafer loco nach Qualität 15--17

pr. Frühjahr 50pfd. 14/,
Erbſen Kochwaare 30—-32

Futterwaare 27——29
Rüböl loco 12 Br., 127, bz.

pr. März 12 u. verk. u. Br., 12 G.
März April 127 à verk. 12 Br, G.
April Mai 12 à bz. 12 à Br., G.Mai/ Juni 12/, u. verk. u. Br., 12 G.
n je bz. Br. 11* G.ept. Oct. 7 1eeinöl loco 117, 4 e e e

pr. März April 11
pr. April Mai 11

Mohnöl 15
Palmöl 12!, à 12
Hanföl 14
Südſee-Thran 12 à 12
Spiritus loco ohne Faß 13/, bz.

mit Faß pr. März April 13 f.
April Mai 13 u. bz. 13 Br.Mai/ Juni 14 Br. 13 G.
Juni Juli 14 Br., 14 G.
Juli Auguſt 147 verk. 14 Br. G.

u wer v

Fremdenliſte.
Angekommene Fremde vom 20. bis 21. März.

er eJm Kronprinzen Die Hrru. Kaufl. Hüttner a. Düren Grua. Potsdam, Leſſer a. Nordhauſen. Die Hrrn. Rittergutsbeſ.
gen a. Löbbersdorf, v. Oertzen a. Kottelon, v. Dewitz a. KolpinBarchewitz a. Schmellwitz, v. Alvensleben a. NeuGattersleben. vor.
Stud. jur. v Oertzen a. Bonn. Hr. Geh. Reg.Rath Schönwald a.

St r i r h P ra rich e Hrrn. mtl. Rohland a. Zeitz, Helling aritz, Spielberg a. Helbra. Hr. Gaſtw. Wiederow r die e u. W 3

Stuhlmeyer u. Vocke a. Magdeburg. Hr. Partik. Lejeune a. Mainz.
Die Hrru. Kaufl. Wey a. Waſungen, Mirbach a. Dresden, Krote
F We Turband a. Hamburg, Heinecke a. Königsberg, Föller a.

rankfurt.
Goldnen Ring Die Hrru. Mühlenbeſ. Ruprecht u. Sapf a. i

Die Hrrn. Gutsbeſ. Riemer a. Ritterode, a.
Hrrn. Kaufl. Butſtein a. Leipzig, Berner a. Heldrungen.

Engliſcher Hof Die Hrru. Kaufl. Pille a. Düſſeldorf, Niedling a.
Berlin Honigmann u. Hr. Commerzienrath Lüttich a. Königsberg.
Die Hrrnu. Partik. Stecker u. Kaufmann a. Freiberg.

Stadt Hamburg: Hr. Poſtſekr. Zinke a. Naumburg. Hr. OAmtm.
Manny a. Hohenpriesnitz. Die Hrrn. Rent. Runge a. Deſſau, Bank
a. Leipzig. Hr. Amtm. Hempel a. Schieren. Hr Schichtmſtr. Knauth
a. Gerbſtedt. Hr. Amtm. Krüger a. Maien. Hr. Mühlenbeſ. Prel
ler a. Merſeburg. Hr. Kaufm. Förtſch a. Erfurt.

Schwarzen Bär: Hr. Kaufm. Liebherr a. Leipzig. Die Hrru. Fa
brik. Brunnhuber a. Naumburg Degenhard a. Berndterode. Hr.
r r a. S ger Deken. Rubel a. Schraplau. Hr.

eißgerber Herpich a. Sangerhauſen. r. Porzellanhdlr. Häehe Hr. Porzellanhdlr. Häderich
Goldne Kugel: Die Hrru. Gaſtw. Erlner u. Reinhold a. Zwickau.

Hr. Gaſtw. Böhlert u. Hr. Geſchäftsmann Dietz a. Zeulenrode. Hr.
Jnſp. Haberfeld a. Balgſtedt. Hr. Poſthalter Regel a. Leipzig. Die
Hrru. Pferdehdlr. Nowaſchek a. Prag, Judel a. Magdeburg Nehr
a. Bornſtedt, Jordan a. Beunungen, Erhard u Putze a. Burkers-
rode.

Zur Eiſenbahn z Hr. Major v. Herold u. Hr. Rittmſtr. v. Fritſch a-
Frankfurt. Hr. Dr. Schwarze u. Hr. Kaufm. Heſſe a. Hamburg.
Hr. Kaufm. Liebel a. Magdeburg
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Bekanntmachungen.
Die Lieferung von 17 Schock tanne

ner oder fichtener Bretter zur Dielung,
142/, Fuß lang, 10 Zoll breit, 1 Zoll
(preuß. Maaß) ſtark, ſoll an Mindeſtfor
dernde im Wege eines Submiſſions- reſp.
Licitations-Verfahrens vergeben werden.

Zu dieſem iſt ein Termin auf den
dritten April d. J. Vormittags 9 Uhr
im Büreau der unterzeichneten Verwaltung
anberaumt. Die Bedingungen können
täglich daſelbſt eingeſehen werden.

Die bis dahin eingegangenen und por-
tofrei einzuſendenden Submiſſionen wer-
den bei dieſem Termine geoffnet.

Weißenfels, den 20. März 1850.
Kgl. Reſ.-Magazin- Verwaltung.

Das der Gemeinde Aſendorf geho-
rige Backhaus ſoll auf die Zeit von Jo-
hannis 1850 bis dahin 1853

Dienstag den 2. April Nachm. 1 Uhr
unter den im Termine bekannt zu machen-
den Bedingungen im hieſigen Gaſthofe öf
fentlich verpachtet werden.

Aſendorf, den 18. März 1850.
Der Ortsvorſtand.

Auction.
Sonnabend den 23. d. M. Nachmitt.

1 Uhr verſteigere ich gr. Ulrichsſtr. Nr. 20

Mobiliar c. Brandt.
neeeeeeSS

Große Auetion.
Montag den 25. d. M. u. folg. Tage

jedes Mal um 1 Uhr verſteigere ich auf
der Meierci des Waiſenhauſes allhier:
Zinn, Kupfer, Meſſing, Eiſen, ſehr gut
gehaltene Meubles, Betten, 5 complette
Wagen, Schlitten, Ackergerathe, Geſchirre,
1 Decimalwaage (à 14 wiegend), Haus
geräthe u. dgl. m. Montag Mobiliar
Dienstag Wagen u. Ackergeräthe c.

Brandt,
Auct. Commiſſ. u. Taxator.

Eine Brieftafel mit einigen 30 Geld,
einem Gewerbeſcheine und einigen anderen
Papieren iſt auf dem Wege von Halle
über Beuchlitz nach Schotterey von
einem armen Manne verloren worden. Der
ehrliche Finder wird gebeten, dieſelbe bei
dem Herrn Gaſtwirth Schröder in
Krumba bei Mucheln gegen eine Beloh
nung von fünf Thalern baldigſt abzugeben.

Dem ſreundlichen, aber unbekannten
„Religions-Freunde“, der unſere
Vitzenburger Kirche mit 20 A5 beſchenkt
hat, bringen wir hierdurch unſern warmſten
Dank. Der Kirchenvorſtand.

7

Bekanntmachung. ee Vom 19. dieſes Monats an werden auf unſerer Bahn
außer den bisherigen Zügen bis auf Weiteres noch täglich expe

dirt werden
1) Nachtzüge:

a) von Leipzig nach Cöthen zum Anſchluß an den um 12/, Uhr Nachts von
Cöthen nach Berlin abgehenden Zug:

Abfahrt von Leipzig 11 Uhr Abends,
Halle 12 Nachts

nach Ankunft des Thüringiſchen Zuges;
Ankunft in Cöthen 1 Uhr Nachts

b) von Cöthen nach Leipzig:
Abfahrt von Cöthen 2 Uhr Morgens,

nach Ankunft des um 10 Uhr Abends von Berlin ab-
gehenden Zuges,

von Halle 32/, Uhr Morgens.
Dieſer Zug findet in Halle Anſchluß für die Thüringi-
ſche Bahn.

Ankunft in Leipzig gegen 5 Uhr Morgens.
2) ExtraZuge zwiſchen Halle und Leipzig:

Abfahrt von Leipzig nach Halle 22 Uhr Nachmitfags,
Abfahrt von Halle nach Leipzig 41/ Uhr Nachmittags, nach An

kunft des Thüringer Zuges.
Magdeburg, den 17. März 1850.

Directorium der Magdeburg-Cöthen- Halle- Leipziger
Eiſenbahn- Geſellſchaft.

J. G. Grosse,
Papier- und Buchbinderwagarenhandlung,

große Ulrichsſtraße Nr. 15,
empfiehlt in größter Auswahl und billigſten Preiſen:

Schreib-, Brief und Zeichnenpapiere,
Oel- und Notenpapiere, linürt und weiß,
Briefpapiere in Ato, Svo, ſchön verziert, und
Couverts, dazu paſſend,
Stahlfedern, Federpoſen ec.,
Contobücher, liniirt und weiß in Fol., 4to und Svo,
Brieftaſchen, Notiz- und Stammbuücher,
Albums verſchiedene Form, in Sammet c.
Reiſe und Schreib-Portefeuilles für Damen und Herren,

ff. und ord.,
Tinten, ſchwarz, roth, blau c. c.

Verkauf
von landwirthſchaftlichen Gegenſtänden aller Art.

Indem das hieſige Pachtverhältniß von den Rittergütern Knauthayn, Lauer
und Knaut- Naundorf ſich in nächſter Zeit auflöſet, werden ſämmtliche, in ganz
r guten Zuſtande befindende lebende und todte Wirthſchafts- Gegenſtande
verkauft.

Sämmtliche Viehſtände ſind ſeit 13 Jahren mit Fleiß und Sorgfalt veredelt und
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gezogen worden, ſo daß einem Jeden Gelegenheit gegeben wird, gute Raſſen h
junges und ſehr nutzbares Vieh ſich anzuſchaffen.

Die Schafe können mit oder ohne Wolle, die Pferde und Schweine, ſo wie alle
Schiff, Geſchirre und Wirthſchaftsgeräthſchaften von jetzt an abgenommen werden.

E. F. Gühne,
Ritterguts Pachter daſelbſt.

Firma's auf Holz und Blech, mit Gold und Farbenſchrift, ſo wie Grabſchriften
und Kreuze fertigt billlg C. W. Steuer, Ranniſche Straße Nr. 539.



Holzverkäufe in der Oberförſterei Schkeunditz.
Unter den beim Beginne der Termine bekannt zu machenden Bedingungen kem-

men nachſtchinde aufgearbeitete Holzſortimente zur öffentlichen Verſteigerung
A. Bei Lochau an der Elſter
Montag den 25. März 1850:

circa
70 Stück eichenes Bau und Nutzholz 3--27“ lang, 10 36“ ſtark,

ellernes Bau und Nutzholz 15-- 36“ lang, 5 14“ ſtark,
aspenes Bau und Nutzhelz 12 30“ lang, 9-- 13“ ſtark,

20
10
80 Klaftern eichenes Brennholz,
60 Schock eichenes Reiſerholz.

Der Verkauf beginnt:
a) im Unterſorſt Raßnitz, an der Weßnitzzer Mühle, um 9 Uhr Vormittags

mit 20 Eichen, 10 aspenen Bauholzſtücken, 20 Klaftern und 10 Schock eichenem
Brenvholz, und wird fortgeſetzt

b) im Unterſorſt Burgliebenau, auf beiden Seiten der Chauſſeen von Lochau
um 1 Uhr Nachmittags mit den 5h eichenen und 20

ellernen Nutzholzſtücken, 60 Klaftern und 50 Schock eichenem Brennholz.
Bei Halle in der Dölauer Haide

Mittwoch den 27. März d. J.
circa

60“ lang, 6 16“ ſtark,

nach Burgliebenau,

B.

350 Stück kiefern Bauholz 20
40 Schock kiefern Reiſerholz.

Der Verkauf beginnt 9 Uhr Vormittags im Schlage am Kuhlweg und am Wege
von Nietleben nach Lettin.

Vorſtehendes Material zeigen Kaufluſtigen auf Verlangen vor dem Termine an
Ort und Stelle vor:

der Forſtſchutzbeamte Herr Köppe zu Raßnitz ad Aa;
der Förſter Wagener zu Burgliebenau ad Ab;
der Förſter Kaiſer zu Nietleben
der F e rſtaufſeher Schuchardt zu Dölau

Schkeuditz, den 19. März 1850.
ad B.
Der Oberfſörſter Mechow.

Etabliſſements- Anzeige.
Einem verehrten hieſigen und auswar-

tigen Publilum zeige ich ergebenſt an, daß
ich mich hierſelbſt als Maler Blech und
Wagen-Lockirer und Tapezierer etablirt
habe, und bitte, bei reeller und prompter
Bedienung billige Preiſe verſprechend, um
zahlreiche Auftrage. Carl Malchow.

Weitin, din 22. März 1850.
C

Eine Windmühle mit 3 Gängen in
beſter Wind- und Mahllage bei Halle
ſteht ſofort zu verpachten. Naheres bei
Supprian, Leipziger Straße Nr. 283.

G

Zucker-Runkelrübenkerne,
für deren Güte und Aechtheit garantirt
wird, billigſt bei

C. G. Fritſch Comp.
Auf ein hieſiges Grundſtück, im Werthe

von 4500 wird ſofort ein Kapital
von 2300 zur erſten Hypothek geſucht.

beanſprucht, ſondern nur als Freundin

Sachſen iſt eingetretener Verhältniſſe hal

Ein gebildetes Mädchen von guter Fa
milie ſucht eine Stellung als Geyulſin der
Hausfrau in einer Wirthſchaft auf dem
Lande. Sie iſt in allen weiblichen Arbei-
ten geſchickt, und würde ſich, an Thätig-
keit gewohnt, in jeder Beziehung nützlich
zu machen ſuchen Gehalt wird nicht

des Hauſes betrachtet zu werden. Offer
ten werten unter der Ctiffre II. K. poste
restante Torgau franeo erbeten.

Zur gefälligen Beachtung
Jn einer für den Handel ganz beſon-

ders gut gelegenen Stadt der Provinz

ver eine ſich im beſten Zuſtande befindende
Eſſig-Sprit- Fabrik unter höchſt an
nehmbaren Bedingungen ſofort zu verkau-
fen. Zur Uebernahme derſelben iſt ein nur

geringes Copital erforderlich. Unterhänd-
ler werden verbeten. Da die beſte Zeit
für obiges Geſchäft immer mehr heran
naht, ſo werden die hierauf Reflektiren-
den höflichſt erſucht, ihre Zuſdriften unNäheres bei Jordan, Leipzigerſtraße im

goldenen Löwen in Halle.

Ein Wagen mit waſſerdichtem Verdeck,
für Handelsleute paſſend, ſteht im gold-
nen Hirſch zum Verkauf.

ter Z. Z. poste restanto Wittenberg
ALibo recht bald abzugeben.

Deutſcher Verein.

Reis-Mehl,
Buchweizen Grützmehl (Haide

grützmehl),
Berliner, beſte, geſottene Ha

fergrütze,
Buchweizengrütze (Haidegrütze),
Pflaumen und Birnen, beſte, ſüße,

böhmiſche, billigſt bei
W. Fürſtenberg.

Extra feinen alten Jamaieg-
um, à 20 x bis 12 R

feinen weſtindiſchen Rum, à 15
u. 172

Havanna- u. Surinam-Zucker-Rum,
à 15 die Weinflaſche à 11

ſchöne, ſtarke, rein und wohl
ſchmeckende Rum- Sorten zu
niedrigen Preiſen, von 7 S bis
121

Arac de Goa; Arae de Batavia.
W. Fürſtenberg.

Himbeer-Saft,
Himbeer-Eſſig bei W. Fürſtenberg.

Stadttheater in Halle.
Freitag den 22. Mäarz: Zum Benefiz für
Frau Flügel. Auf allgemeines Verlangen

Der Waffenſchmied,
kom. Oper in 3 Akten von Alb. Lortzing.

Marie Fräul. Targa.
„Jrmentraut“ Frau Flügekl.

t r n e7 e J

FamilienNachrichten.
Verlobungs- Anzeige.

Die Verlobung unſerer Tochter Jo-
hanne mit dem Herrn Zeiſing zu
Stichelsdorf beehren wir uns hiermit
Verwandten und Freunden, ſtatt beſon-
derer Meldung, ergebenſt anzuzeigen.

Giebichenſtein, den 17. März 1850.
Heckner und Frau.

Todes- Anzeige.
Meine gute treue Schweſter Emma

Mehner iſt am 16. d. M. ruhig und
ſanft entſchlafen. Dies theilnehmenden
Freunden zur Nachricht.

Schlettau, am Begraäbnißtage.
Mehner, P.

Todes- Anzeige.
Geſtern Abend 102/, Uhr ging nach kur-

zem Krankenlager, am Nervenfieber, mei
ne heißgeliebte Tochter Pauline zu ei
nem beſſern Leben über. Dieſe traurige
Nachricht allen Freunden und Bekannten
von der tiefgebeugten Mutter

Wilhelmine Sendler geb. Mayer,
im Namen ſämmtlicher Angehörigen.Sitzung Freitag den 22. März Abends

7 Uhr auf dem Räathstellerſaal.
1

Gedauerſche Buchdruckerei in Halle.

Dregsden, am 19. März 1850.

theilut
beſtim
vollme
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eilage zu Nr. 68 des Couriers, Halliſcher Zeitung für Stadt und Land.
Freitag, den 22 März 1850.

Deutſchland.
Erfurt, d. 21. März. Das Parlament der deut-

ſchen Union wurde (wie in der telegr. Depeſche des geſtrigen
Couriers mitgetheilt) um 11 Uhr eröffnet. Der General
v. Radowitzz verlas die Eroöffnungsbotſchaft, welche in gemeſ-
ſener und ruhiger Weiſe über das Bündniß vom 26. Mai 1849
ſich ausſpricht. Mittheilungen über die Entſtehung und Fort-
führung des Büundniſſes vom 26. Mai werden gegeben, dabei
aber auch in einer ſcharf betonten Stelle der bundeswidrigen
Haltung von Sachſen und Hannover gedacht, gegen welche Re
gierungen beim Bundes Schiedsgericht Klage zu erheben ſei.
Nach dem Schluß der Botſchaft erklärte der Redner das Par-
lament fur eröffnet, und verließ mit den uübrigen Mitgliedern
des Verwaltungsrathes den Saal, worauf ſich die Abgeordne-
ten beider Häuſer nach ihrem Verſammlungsorte begaben. Jm
Staatenhauſe, woſelbſt der frühere Miniſter Eichhorn als
Alterspräſident fungirte, übergab zunächſt der Bevollmaächtigte
von Carlowitz dem Pra ſidenten ſechs Botſchaften des Ver-
waltungsraths, nämlich: die Eroöffnungsbotſchaft, den Entwurf
der Verfaſſung nebſt der Additionalacte, der Denkſchrift dazu,
den Geſetzentwurf das Verfahren gegen Hochverrath am Reich
betreffend, den Entwurf eines Geſetzes über das Reichsge
richt und eine allgemeine Geſchaftsorenung fur beide Hauſer.
Jn Bezug auf letztere ſtellte der Bevollmachtigte das Anſuchen,
die ganze Geſchaftsordnung der Zeiterſparniß wegen proviſoriſch
anzunehmen. Nach einer längeren Debatte erfolgte dieſe An
nahme, und es wurde nun zur Wahl des proviſoriſchen Vor-
ſitzenden geſchritten. Von 63 Stimmenden erhielt Rudolph
v. Auerswald 50 Stimmen. Nachdem der Gewahlte den
Praſidentenſtuhl eingenommen, wurde zur Ausloſung der Ab-
theilungen geſchritten und die Verſammlung demnächſt auf un
beſtimmte Zeit vertagt. Dieſelben VBotſchaften, welche der Be-
vollmaächtigte v. Carlowitz dem Staatenhauſe übergeben, legte
der General v. Rado witz dem Volkshauſe vor. Der Abgeord-
nete v. Frankenberg, welcher hier den Vorſitz führte, er-
hielt vom Hauſe die Ermachtigung, die Stelle des Vorſitzenden
bis nach erfolgter Prüfung der Wahlmandate einzunehmen.

Die Eroöffnungsbotſchaft lautete, wie folgt:
„Die durch das Statut vom 26. Mai 1849 verbündeten

deutſchen Regierungen haben ſich nach Art. IV deſſelben ver-
pflichtet

„dem deutſchen Volke eine Verfaſſung nach Maßgabe
des unter ihnen vereinbarten Entwurfs zu gewähren
und dieſen Entwurf einer, lediglich zu dieſem Zwecke
zu berufenden Reichsverſammlung vorzulegen.“

Sowohl bei dem Entwurfe der Reichsverfaſſung, als bei
dem Abſchluß des Bundesſtatuts, ging man von der Erwar-
tung aus, daß ganz Deutſchland, mit Ausnahme der Deutſch
Oeſterreichiſchen Staaten dem Buündniß beitreten wurde. Von
dieſer Vorausſetzung wurde jedoch der Vollzug des Vertrages
nicht abhängig gemacht, vielmehr mit Rückſicht auf die Mog-
lichkeit einer nicht allſeitigen Theilnahme, nicht nur der 9. 1
des Verfaſſungs- Entwurfs dahin gefaßt:

„das deutſche Reich beſteht aus dem Gebiet derjenigen
Staaten des bisherigen deutſchen Bundes, welche die
Reichsverfaſſung anerkennen

ſondern auch in der, jenen Entwurf authentiſch interpretiren-
den Denkſchrift vom 11. Juni v. J.
ben, daß

„„wie feſt und zuverſichtlich auch die Hoffnung ſei, daß
der neue Bundesſtaat das geſammte Gebiet des Bun-

ausdrücklich hervorgeho

des von 1815 umfaſſen werde, doch dieſes Gebiet aus
denjenigen Deutſchen Landen zu bilden ſein würde, de
ren Regierungen ſich dem vorgelegten Verfaſſungs-Ent-
wurfe anſchlöſſen und deren Vertreter ihn in einem aus
dieſen Landen einzuberufenden Reichstage annähmen.“

Sobald demnach durch die Erklärungen ſämmtlicher Deut-ſchen Regierungen über das Bündniß iel r v Wie
große Mehrzahl derſelben zum Beitritt entſchloſſen war, dage-
gen außer Oeſterreich die Regierungen von Baiern, Württem
berg, Luxemburg, Limburg und Heſſen Homburg ihren An
ſchluß zur Zeit ablehnten, und das Verhaltniß von Holſtein
und Lauenburg wegen des noch fortdauernden Kriegszuſtandes
einſtweilen nicht feſtgeſtellt werden koöönne, während von der
Stadt Frankfurt eine ſchließliche Erklärung bis dahin nicht zu
erzielen war, ſo durften die verbündeten Regierungen nicht zö
gern, das der Deutſchen Nation gegebene Verſprechen, ſo weit
es an ihnen lag, zu erfüllen.

Nur die Regierungen von Sachſen und Hannover waren
anderer Anſicht; ſie gingen davon aus, daß mit Bildung des
Bundesſtaates nicht eher wirklich vorgeſchritten werden durfe,
bis ſämmtliche Deutſche Staaten außer Oeſterreich, demſelben
beigetreten ſeien, und Letzteres ſeine Einwilligung dazu gegeben
hatte. Vergebens wurde dieſe, mit dem Bundesſtatut, und
den daſſelbe ergänzenden Verhandlungen im Widerſpruch ſte-
hende Anſicht als rechtlich unbegründet und das Hauptziel des
Bundes in ungewiſſe Ferne hinausſchiebend, daher demſelben
verderblich, bekämpft. Beide Staaten zogen ſich unter der Er
klärung, in dem Bündniß verharren zu wollen, von der Theil-
rahme an der, ihrer Anſicht nach, unzeitigen Berathung uber
die Bildung und Eröffnung des Reichstages zurück, und gaben
den Wahlausſchreiben keine Folge. Sachſen beharrt noch jetzt
in dieſer Stellung, Hannover dagegen hat ſich, in Folge des
Beſchluſſes über die Einberufung des Reichstages, von demſel-
ben ganz losgeſagt. Es iſt daher gegen beide Staaten bei
dem Bundesſchiedsgericht die Klage auf Erfüllung ihrer Bun
despflichten erhoben worden. Der Ausgang dieſer Klage muß
abgewartet werden bis dahin aber ſind beide Staaten als

rechtlich in dem Bündniß ſtehend zu betrachten, und dürfen die
übrigen verbündeten Regierungen ſich durch dieſes Ausnahme-
Verhältniß in ihrem durch Pflicht und Ehre gebotenen Wege
nicht aufhalten oder ſtören laſſen.

Jm Anerkenntniß dieſer Pflicht ſind die Vertreter der durch
den Vertrag vom 26. Mai 1849 verbündeten Deutſchen Län-
der einberufen, um das Verfaſſungswerk in dem, durch freie
Entſchließung bedingten Umfange, durch Vereinbarung mit den
Regierungen, und unbeſchadet des Bundesverhältniſſes zu den
übrigen Deutſchen Staaten, zum Abſchluß zu bringen.

Dem, alſo zum Volks und Staatenhauſe berufenen und
verſammelten Reichstage legt der, nach Art. III. G. 2 des Bun
desſtatuts gebildete, und nach F. 3. I. e. zur Leitung der Ver-
handlungen des Reichstages ermachtigte Verwaltungsrath der
verbündeten Regierungen

die Entwürfe
der Verfaſſung des Deutſchen Reichs, nebſt der dieſen
Verfaſſungs Entwurf authentiſch interpretirenden Denk-
chrift,

und eines Geſetzes über die Wahlen der Abgeordneten
zum Volkshauſe,

beide in derjenigen unveränderten Faſſung vor, wie ſol
che dem Bundesſtatut vom 26. Mai 1849 beigefügt ſind,
und verbindet damit die Aufforderung, dieſe Entwürfe,
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ſo wie die auf die Einrichtung und Thatigkeit des Reichs
gerichts bezuüglichen Geſetz-Entwürfe

einer ſorgfältigen Prüfung zu unterziehen und Abände-
rungsVorſchläge, über welche beide Häuſer übereinſtim-
men, zur Kenntniß des Verwaltungsrathes zu bringen,
damit die verbündeten Regierungen nach Vorſchrift des
Art. IV des Bundesſtatus, über deren Annahme gehoört
und durch deren Zuſtimmung das Verfaſſungswerk zum
Abſchluß gefördert werden könne.

Da aber dieſe Reviſion ergeben wird, daß einzelne Be
ſtimmungen ſo lange nicht zur vollen Geltung gelangen koön-
nen, als das Gebiet des Bundesſtaates nicht alle im S. 67 der
Reichsverfaſſung genannten Staaten umfaßt, entweder weil die
bezüglichen Paragraphen des Entwurfs die Theilnahme aller
dieſer Staaten an dem Bundesſtaate ausdrucklich vorausſetzen,
oder weil das fortbeſtehende Verhaltniß zum Deutſchen Bun-
de beſonderer Wahrung bedarf, theils endlich, weil die beſtehen
den Zoll und Handelsverträge der Ausführung der Bildung
eines einheitlichen Zoll- und Handelsgebietes noch entgegen
ſtehen, ſo ſind dieſe als nothwendig erſcheinenden tranſitoriſchen
Beſtimmungen in einer AdditionalAkte zuſammengeſtellt, welche
dem Reichstage zur ebenmaßigen Prüfung und Aeußerung hier-
neben vorgelegt wird.

Außer dieſen nothwendigen Einſchränkungen treten aber
auch bezüglich der Handels und Zollverhaltniſſe noch beſondere
Rückſichten ein, welche, wenn gleich im 9. 33. des Verfaſſungs-
Entwurfs bereits im Allgemeinen vorgeſehen, dennoch beſondere
Erwähnung und eines ausdrücklichen Vorbehalts bedürfen.

Einige der zum Bündniß gehörigen Staaten, namentlich
die in ihren Handelsbeziehungen innigſt und ſolidariſch verbun-
denen Hanſeſtädte und das Oldenburgiſche Fürſtenthum Lübeck
ſind naämlich, wenn und ſo lange Holſtein und Lauenburg ober
einer dieſer Staaten außerhalb des Bundesſtaates ſtehen, theils
geographiſch von dem Gebiete deſſelben getrennt, theils in ihren,
beſonders bei den Hanſeſtädten ſich geltend machenden Han-
delsbeziehungen zu dem Bunde und zum Auslande in einer
Weiſe beengt, daß der allgemeine Vorbeyalt des Artikels VIII.
der Additional-Akte nicht genügt, um ihre, theilweiſe bereits in
den Beitritts- Verhandlungen geltend gemachten Intereſſen ſicher
zu ſtellen. Es wird dieſen Staaten für die, hoffentlich kurze
Dauer dieſer Jſolirung eine freiere Bewegung bei Regelung ih-
rer Handelsgeſetzgebung und ihrer Handelsbeziehungen zu den
nicht verbündeten Staaten innerhalb und außerhalb Deutſch
lands und eine Vertretung ihrer Handelsintereſſen durch beſon-
dere Konſular- Agenten nicht zu verſagen ſein, während gleich-
zeitig ihre Beziehungen zu dem Bundesſtaate auf eine, ihnen
und dem Bunde ſelbſt möglichſt föorderliche Weiſe durch be-
ſondere Verträge zu ordnen ſein werden. Hierbei müſſen aber
auch die Bundesintereſſen dahin gewahrt bleiben, daß die von
dieſen Staaten etwa abzuſchließenden Separat- Handelsverträge
dem Bunde ſelbſt nicht nachtheilig, und in ihrer Dauer auf
die Zeit beſchränkt werden, wo ihre beſondere Lage das Aus-
nahmeverhaltniß rechtfertigt; nicht minder wird Fürſorge dahin
zu treffen ſein, daß durch die fortgeſetzte Thatigteit ihrer Kon
ſulate die politiſche Einheit des Bundesſtaares nicht geſtoört
werde.

Da die ſpecielle Regelung dieſer Verhältniſſe ſich nicht zur
Aufnahme in vie Additional- Akte eignet, auch umfaſſende Ver
handlungen erfordern wird, welche wegen der Ungewißheit über
das Verhältniß einiger deutſcher Staaten zum Bunde nicht im
Voraus eingeleitet werden konnten, ſo ergeht die Aufforderung
der verbündeten Regierungen auf den Reichstag dahin, derſelbe
wolle den Reichsvorſtand ermachtigen, die nöthigen Vereinba-

e

rungen in den angedeuteten Sinne zu treffen, und ſolche dem
nächſten Reichstage zur definitiven Genehmigung vorzulegen.

Die Vertretung des Verwaltungs-Rath, dem gegenwätigen
Reichstage gegenüber, wird durch fünf Kommiſſarien in der Perſon

d d Preußiſchen General Lieutenants von Ra-
o witz,

des Koniglich Saächſiſchen Staats Miniſters a. D. von
Carlowitz,

des Großherzoglich Heſſiſchen Geheimen Rathes Freiherrn
von Lepel,

des Herzoglich Naſſauiſchen Präſidenten Vollpracht und
m Braunſchweigiſchen Legations Rathes, Dr.

iebe,
erfolgen. Dieſe Commiſſarien werden ſowohl in den Sitzungen
des Volks- und Staatenhauſes, als auch in deren Ausſchuſſen
und Commiſſionen, Namens des Verwaltungs-Raths und für
denſelben erſcheinen, das Wert nehmen, Anträge, muündliche und
ſchriftliche Erklärungen abgeben.

Jch erklare hierdurch im Namen der verbündeten Regierun-
gen dieſes Parlament fur eroffnet.“

Berlin d. 20. März. Die 14. Nummer der Geſetz-
Sammlung enthält das Geſetz, betreffend die Aufhebung der
Cirkular- Verordnung vom 26. Februar 1799 wegen Beſtrafung
der Diebſtahle und ähnlicher Verbrechen und die Abänderung der
Jnjurienſtrafen:

w Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preu-
en c. 2c.

verordnen mit Zuſtimmung beider Kammern für diejenigen Landestheile,
in welchen das Allgemeine Landrecht und die Allgemeine Gerichtsordnung
Geltung hat was ſolgt:

S. 1. Die Cirkular Verordnung vom 26. Februar 1799 wegen Be
ſtrafung der Diebſtähle und ähnlicher Verbrechen wird hierdurch aufgehoben-
Bis zur Publication des neuen Strafrechts finden in Bezug auf dieſe Ver-
brechen lediglich die Vorſchriften des Titel 20 Theil II. Allgemeinen Land
rechts nebſt den zu denſelben ergangenen anderweitigen Beſtimmungen An-
wendung.

S. 2. Die einfache, durch Rede, Schrift, Zeichen Abbildung oder an
dere Darſtellung verübte Ehrenkrankung iſt nach dem Ermeſſen des Gerichts,
welches durch die vorliegenden Thatumſtände beſtimmt wird, mit Geldbuße
bis zu dreihundert Thalern oder mit Gefängniß oder mit Feſtungshaft bis zu
ſechs Monaten zu beſtrafen.

S. 3. Geringere Realinjurien (S. 628 Titel 20 Theil II. Allgemeinen
Landrechts) werden noch einmal ſo hart als die einfache Ehrenkränkung
durch Rede und Schrift beſtraft. Eben dieſe Strafe tritt für leichte vor-
ſätzliche Körperbeſchädigungen (S. 796 Titel 20 Theil II. Allgemeinen
Landrechts, an Stelle der bisher verordneten ein.

S. 4. Auf den Standesunterſchied, welcher in beſtehenden Geſetzen bei
Beſtrafung der Jnjurien und leichten Körperbeſchädigungen gemacht wird,
ſoll es nicht ferner aukommen.

S. 5. Alle Beleidigungen, mit Ausnahme der gegen Beamte bei Aus-
übung ihres Amtes oder in Beziehung auf daſſelbe verübten Beleidigungen
und der ſchweren Realinjurien, können, inſoweit nicht beſondere Geſetze
für einzelne Arten derſelben etwas Anderes beſtimmen, von dem Beleidig-
ten nur im Wege des Civilprozeſſes verfolgt werden. Die Staats An
waltſchaft iſt jedoch in allen Fällen, in denen ihr dies im Jntereſſe der öf-
fentlichen Ordnung nothwendig erſcheint, die Beſtrafung des Beleidigers
im Wege des Unterſuchungsverfahrens ſo lange zu verlangen befugt, als
ein Urtheil in dem etwa eingeleiteten Civilprozeſſe noch nicht ergangen iſt.
Jſt auf eine ſolche von der Staats Anwaltſchaft erhobene Anklage die ge
richtliche Unterſuchung eröffnet ſo iſt die Verzichtleiſtung auf die Beſtra
fung des Beleidigers ohne Einfluß auf den Fortgang der Unterſuchung und
die Vollſtreckung des Urtheils. Schreitet die Staats Anwaltſchaft ein, ſo
wird der von dem Beleidigten etwa bereits eingeleitete Civilprozeß durch
die Eröffnung der Unterſuchung für erledigt erachtet.

H. 6. Die beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften über das Verfahren
bei Aufnahme der Beweiſe, insbeſondere auch darüber, welche Perſonen
als Zeugen vernommen und vereidet werden dürfen und darüber daß der
Eid als ein zuläſſiges Beweismittel in Jnjurienſachen nicht anzuſehen iſt,
bleiben für den Civilprozeß wegen Beleidigungen maßgebend. Dagegen
treten die bisherigen poſitiven Regeln über die Wirkungen der Beweiſe
außer Anwendung. Der erkennende Richter hat fortan unter Prüfung
aller Beweiſe für die Anklage und Vertheidigung nach ſeiner freien, aus

Jnbegriffe der Verhandlungen geſchöpften Ueberzeugung zu entſcheiden,
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ob der Verklagte ſchuldig oder nichtſchuldig ſei. Er iſt aber verpflichtet,
die Gründe, welche ihn dabei geleitet haben, in dem Urtheile anzugeben.
Auf vorläufige eosſprechung ſoll nicht mehr erkannt werden. Der für
ſchuldig Erklarte iſt zur vollen geſetzlichen Strafe zu verurtheilen.

7. Gegen jedes Erkenntniß, welches wegen Beleidigungen im
Civilproceſſe ergangen iſt, ſtehen beiden Parteien die für den Civil-
prozeß vorgeſchriebenen Rechtsmittel der Reſtitution, der Appellation
und der Nichtigkeitsbeſchwerde, nicht aber das Rechtsmittel der Reviſion
zu. Jn Betreff der Beſchwerden, welche nur den Koſtenpunkt betref
fen, kommt die Vorſchrift der Nr. 3 Artikel 1 der Declaration vom

April 1839 (Geſetz- Sammlung 1839 S. 126) zur Anwendung.
g. 8. Jn der Appellations Inſtanz kann der Appellant die Rich-

tigkeit des von dem erſten Richter als feſtſtehend angenommenen That
veſtandes nur durch Angabe neuer Thatſachen oder neuer Beweismittel
anfechten, und der Appellations Richter hat bei ſeiner Entſcheidung zu
beurtheilen, ob und inwieweit durch dieſe neuen Thatſachen oder Be
weismittel die Entſcheidung des Richters erſter Jnſtanz in Bezug auf
den Thatbeſtand oder die Thaterſchaft geändert wird. Wenn keine
neuen Thatſachen oder Beweismittel vorgebracht ſind, hat der zweite
Richter nur daruber, ob die von dem erſten Richter feſtgeſtellten That
fachen die von demſelben angenommene Ehrenkrankung darſtellen, ſo
wie uüber das Strafmaß zu erkennen.

H. 9. Die Koſten eines ohne Erfolg eingelegten Rechtsmittels fal
len demjenigen zur Laſt, welcher daſſelbe eingewendet hat. Alle übri
gen Koſten des Prozeſſes ſind wenn der Verklagte ſchließlich zu einer
Strafe verurtheilt wird, dem Verklagten, wenn der Verklagte ſchließ-
lich von der Anklage freigeſprochen wird, dem Klager aufzuerlegen.

10. Alle dieſer Verordnung entgegenſtehenden Vorſchriften wer-
den aufgehoben.g. z Das gegenwartige Geſetz tritt an die Stelle der Verord-
nung vom 18. December 1848 (Geſetz-Sammlung Seite 423), bei deren
Vorſchriften es bis zu dem Zeitpunkte der eintretenden verbindlichen
Kraft des heutigen Geſetzes uberall verbleibt. Alle bei dem Eintritte
dieſes Zeitpunktes anhangigen Sachen ſollen nach den Vorſchriften der
Verordnung vom 18. December 1848 durch alle zuläſſigen Jnſtanzen zu
Ende gefuührt werden.

Urkundlich unter Unſerer Hoöchſteigenhaändigen Unterſchrift und bei-
gedrucktem Königlichen Jnſiegel.

Gegeben Charlottenburg, den 11. Marz 1850.
(IL. S.) Friedrich Wilhelm.

von Manteuffel.Graf von Brandenburg. von Ladenberg.
von Schleinitz.von der Heydt. von Rabe. Simons.

von Stockhauſen.

Dänemark.
Kopenhagen, d. 16. März. Die Berling'ſche Zeitung

meldet, es werde allerdings beabſichtigt, den General v. Krogh
zum Oberbefehlshaber des Heeres zu ernennen für den Fall,
daß der Krieg aufs Neue ausbrechen ſollte, aber dieſe Ernen-
nung habe noch nicht ſtattgefunden. Jn der heutigen Sitzung
des Volksthings kam der Geſetzentwurf wegen der Ausſchreibung
zum Landkriegsdienſte zur dritten Berathung. Ein von meh-
ren Deputirten darunter Lauritz Skau, unterſtütztes Amende-
ment, zu den Jngenieurcompagnieen und Conſtablern das Dop-
pelte des jahrlichen Zuwachſes zu nehmen, wurde vom Kriegs-
miniſter abgerathen, weil wir uns in einem Augenblicke befän
den, wo nach Vieler Dafürhalten ein Ausbruch der Feindſelig-
keiten nahe bevorſtehend ſei, und mit 64 gegen 22 Stimmen
verworfen, das Geſetz ſelbſt aber mit 89 Stimmen angenommen.

Wahlen für das Erfurter Volkshaus.
Baden: Fürſt v. Fürſtenberg; Staatsrath Bekk; Geh. Referendar

Weizel; Reg.- Rath Burger; Director Brunner; Staatsrath
v. Marſchall; Fabrikant Oennig; Bürgermeiſter Speyerer;
Staatsrath Regenauer.

Für das Staatenhaus.
Baden Abgeordnete v. Ouſch, Trefurt und Zittel.
Wiesbaden Miniſterialrath Werren.

Stadt- Theater in Halle.
Dienstag, den 19. März. Heute ging das neue große Zaubermär-

chen von J. F. Nesmüller, unſerm Gaſte, zum erſten Mal in Scene.
Die Aufnahme welche es fand, das Urtheil alſo, welches das Publikum

ginnt die Löſung,

ſprach, war ein ſehr ungleiches wir verhehlen uns nicht, daß die Vor
ſtellung in ihrem letzten Theile ſo halbwegs Fiasko machte. Wenn wir
nichtsdeſtoweniger an unſerm günſtigen Urtheil über das Stück feſthalten,
ſo iſt es unſere Pflicht, einerſeits unſere Gründe dafür anzugeben, anderer-
ſeits die Stimmung des Publikums dem Stück gegenüber zu erklären denn
allerdings gänzlich ungerechtfertigt war das. Urtheil des Letztern nicht.

Wir nehmen nicht nur keinen Anſtand zu erklären, daß das Stück im
Ganzen verſtändig angelegt iſt, daß es durch eine tragende Jdee zufam
mengehalten wird; nein, wir behaupten ſogar, daß im Einzelnen wirklich
geniale Züge, echt poetiſche Motive in dem Stück liegen. Ein in Ueber
fluß lebender Gnomenfürſt, den der Mangel jedes feindlichen, negativen
Elements in ſeinem Leben blaſirt und lebensmüde gemacht, ſteigt auf die
Oberwelt, um ſich ein menſchliches Weib als Gattin zu holen, ſo ſeiner
Exiſtenz neuen Reiz, neue Abwechſelung zu verſchaffen. Der Jrrthum,
der in dieſem Schritt liegt, wird jetzt im Stück komiſch vernichtet, und
die Aufgabe deſſelben iſt es, den irrenden zur Erkenntniß ſeines Jrrthums
zu führen. Das geſchieht denn in ganz befriedigender Weiſe, der Gno
menfürſt kommt durch mannichfache Täuſchung endlich zu der Einſicht, daß
ungleiche Elemente nie organiſch in einander verwachſen können daß ſie,
wie Himmelskörper, in ihren eignen Bahnen gehen müſſen, und daß „des
wahren Glückes Preis nur blüht im heimiſchen Kreis.“ Schlimmer geht
es dem Diener „Punkas“. Er iſt der Anſtifter des Calibanus geweſen,
er hat ihn zu dem Plane, nach der Oberwelt zu reiſen, aus böſer Abſicht
verführt ihn ſtraft die komiſche Gerechtigkeit dadurch daß er, indem er
einen Andern zu täuſchen glaubt, eine ganz prächtige Jronie ſich
ſelbſt betrüugt. Er kommt deshalb auch ſchlimmer weg ihm wird zwar
verziehen aber ſein Loos in Zukunft iſt es, an der Seite einer häßlichen
Gnomide ſein Leben zu vertrauern. Dies der Gang des Stückes im
Großen und Ganzen, und wir wüßten nicht, wer gegen die künſtleriſche
Jntention des Dichters irgend etwas einwenden ſollte. Sehen wir jetzt
die Mittel und Wege an, auf welchen er zu ſeinem Zwecke zu gelangen
ſucht, betrachten wir die verſchiedenen Phaſen der Entwickelung des Stücks,
ſo müſſen wir allerdings hier eine gewiſſe Ungleichheit in der Ausführung
bemerken. Friſch und natürlich iſt das erſte Tableau, ein ländlicher Mai-
ſonntag, deſſen Feſtfreude nur die unglückliche Liebe des Franz und des
Röschen ſtört des Liebespaars, in deſſen Glück Calibanus als Nebenbuh-
ler eingreift. Die Verwickelung iſt hier ſchon zur Hälfte gut und kurz
geſchürzt. Das zweite Tableau, die Jrrenhausſcene, ift geradewegs mei-
ſterhaft; die Jdee iſt zwar nicht ganz originell, aber vom Dichter wirklich
genigal durchgeführt. Ein nothwendiger Durchgangspunkt iſt das dritte
Tableau hier wird die Jntrigue völlig verſchlungen, denn auch Punkas
tritt als Werber zwiſchen Karl und Marie. Vom vierten Tableau be

und die Kloſterſcene iſt es, die wir als den weniger
gelungenen Theil des Stücks bezeichnen. Die Detention der beiden Gno-
men im Kloſter hat etwas Geſchraubtes, Unnatürliches; die ganze Situa-
tion für unſerm proteſtantiſchen Norden der das Kloſterweſen in ſeiner
Schlechtigkeit und widerlichen Unnatur längſt überwunden hat, ganz ohne
Jntereſſe. Der Schluß iſt völlig befriedigend und nur etwas gedehnt durch
die Rede der „„Urſula

Ueber die Charakteriſtik wäre noch manches zu ſagen, doch zwin-
gen uns die Schranken, die uns dieſe Blätter nothwendig auferlegen,
zum Schluß zu eilen. Die ungünſtige Aufnahme erklärt ſich erſtens
aus der Unluſt des Publikums, Anſpielungen auf politiſche und ſo-
ciale Verhältniſſe mit in den Kauf zu nehmen. Es liegt darin bei
Lichte beſehen, eine Feigheit. Es iſt Beruf der Bühne, unmittelbar
auf Zeit und Leben zu wirken Thorheiten zu geißeln und das thut
unſer Zaubermärchen nach jeder Seite hin, ohne irgend welche Par-
tei zu verletzen. Man hat aber nicht den Muth in Deutſchland, ſeine
eigenen Thorheiten gegeißelt zu ſehen. Die Athenienſer jubelten,
wenn ihnen ihr Ariſtophanes den Spiegel ihrer Zuſtände vorhielt.
Das iſt der Muth der Selbſterkenntniß. Zweitens aber lag die Schuld
an der Aufführung, die zu greifbare Spuren eines übereilten, tumul-
tuariſchen Einſtudirens an ſich trug. Bis zum 2ten Tableau, in wel-
chem wir beſonders Herrn Güldenbergs Leiſtung als Diplomat“
hervorzuheben uns verpflichtet fühlen, ging die Vorſtellung ſo ziemlich
rund und praäcis. Der erſte Theil des 3ten ging auch noch an, belebt
durch Herrn Reimelts friſche Darſtellung des Karl Kornblau, von
da ab zeigte ſich eine unſägliche Mattherzigkeit, ein ganz ſchleppendes
Enſemble oder vielmehr theilweiſe gänzlicher Mangel am Zuſammen
ſpiel. Beſonders was den ſingbaren Theil anbetrifft, ſo iſt nie ein
Stück bei uns ſchlechter in Scene gegangen daran muß nothwendig
der Muſikdirector eine bedeutende Schuld haben. Die Eharactere
waren theilweiſe vergriffen. Einzelnes zu berühren mangelt der
Raum.

Noch zeigen wir an, daß Frau Flügel Freitag den 22. März
ihr Benefiz haben wird, wir hoffen, daß die beliebte Oper „Der Waf-
fenſchmied von Neuem ihre Zugkraft bewähren wird, und wünſchen,
daß ein recht volles Haus der Künſtlerin einen angenehmen Anblick

verſchaffe. F-
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Bekanntmachungen.
Jn der großen Ulrichsſtraße Nr. 11 iſt

der Laden mit Wohnung nebſt Zubehör
von Oſtern an zu vermiethen und zu Jo-
hannis zu beziehen.

Ein großes ſettes Schwein ſteht zum
Verkauf in Nr. 46 in Lettin.

Ein Kapital von 3000 wird auf
erſte und ſichere Hypothek geſucht. Hier-
auf Reflektirende wollen gütigſt ihre Adr.,
franco mit V. X. bezeichnet, in der Expedition
des Couriers niederlegen.

Leimſiederei-Verkauf.
Ueber den Verkauf einer bisher ſchwung-

haft betriebenen Leimſiederei mit geraäumi-
gen Trockenböden, Nebengebaäuden und
Garten, wegen ſeiner Lage an ausdauern-
dem fließenden Waſſer auch für Gerberei
ſich eignend, deren gute Rentabilität in
Bezug auf Nebenprodukte, als Knochen,
Dünger, Fett, nachgewieſen werden kann,
ertheilt nähere Auskunft

der Sekretair Rindfleiſch
zu Merſeburg

Grundſtücks- Verkauf.
Ein Gartengrundſtuück, in Weißen-

fels belegen, circa 12 13 Morgen Land
enthaltend, mit Gras und Obſtnutzung,
Gemuüſegarten, Weinberg und Park, fer-
ner mit einem Wohnhaus von 9 heizbaren
Stuben, 3 Kellern und anderem Zubehoör
nebſt Gaärtnerwohnung, ſteht aus freier
Hand zu verkaufen. Nahere Auskunft
wird ertheilt Schulgaſſe Nr. 141/2, in
Weißenfels Nr. 391.

Jnm Verlage ron A. D. Geisler in Bremen iſt ſo eben
in Halle bei Pfeffer (Schwetſchkeſche Sort. Buchh.) vorräthig

Arnim H. Dr., Blicke auf die Vergangenheit und
Gegenwart Deutſchlands mit beſonderer Beziehung auf die
merkwürdigen Prophezeiungen der heil. Hildegarde, Aebtiſſin von Ru-
pertsberg und deren Erfüllung in unſern Tagen. 8. geh. II Sgr.

Jch uübergebe dieſe kleine, in cinfacher Sprache abgefaßte Schrift dem deutſchen
Publikum mit der wohlbegründeten Ueberzeugung, daß ſie demſelben eine willkom
mene Lictüre gewähren wird. Der Jnkalt dieſer Schrift beſteht in 1) Allgemei-

ne Bemerkungen über Wiſſen und Nichtwiſſen der Zukunft. 2) Die hei-
lige Hildegarde und ihre Prophezeiungen. 3) Rückblicke auf die
Geſchichte des deutſchen Volkes. Der Kaiſer und das Reich. Der
Papſt und die Kirche. Der deutſche Bundesſtaat in Verbindung mit dem ge
läuterten Chriſtenthume. Betrachtungen über die Gegenwart und
Zukunft Deutſchlands. Deutſchlands Lage und Bedeutſamkeit unter den euro
päiſchen Staaten. Seine Quellen und Hülfsmittel zu Macht und Wohlſtand.
Wichtigkeit der ſittlichen Kraft des Volks. Die doppelte Freiheit. Förderung und
Wahrung der politiſchen Freiheit. Schlußwort.

erſchienen und
0

e

Auf das mit dem 1. April beginnende neue Abonnement des beliebten
Berliner
4 RlIacdkderadatsch,gbumoriſtiſchſatyrifches Wochenblatt mit Jlluſtrationen, nehmen
rit Beſtellungen vierteijährlich für 13 Nummern mit 17 an

und geben Probenummern gratis aus.
er re Sort. Buchh. (Schrödel Simon) in Halle,

rn.

e e el
Fumilien- Nachrichten.

Verlobungs- Anzeige.
Als Verlobte empfehlen ſich:

Dorothee Felgner,
Friedrich Güſtel.

Wiedemar und Schwitzſch,

Ein Burſche kann in die Lehre treten
beim Feilenhauermeiſter Heſſe, große Ul-
richsſtraße Nr. 69.,

Knaben, welche die lat. oder
Realſchule hier beſuchen, finden freund
liche Aufnahme. Nähere Auskunft große

Halle, den 9. März 1850. Klausſtraße Nr. 903, im Laden. den 20. Maärz 1850.

Gebauerſche Buchdruckerei in Halle.
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